BERLIN (1945 – 1990)
Berlin nach 1945 mit 2,8 Millionen Einwohnern ein Trümmerfeld (1939: 4,3 Millionen). Der erste Magistrat vom sowjetischen Stadtkommandanten Bersarin ernannt und von den in Moskau geschulten Kadern (Gruppe Ulbricht) besetzt. 

· Juni 1945: Bildung der antifaschistischen Parteien (KPD, SPD, CDU, LDPD), der Gewerkschaft FDGB, die unter Kontrolle der Kommunisten geriet;

· Juli 1945: Einzug britischer, amerikanischer und französischer Truppen – gemeinsame Verwaltung der vier Sektoren durch die Alliierte Kommandantur;
· Oktober 1946: die einzige freie Bezirks- und Magistratswahl (SPD 48%, CDU 22%, SED 20%).
Zunehmende Kontrollen und Beschränkungen des Zwischen-Sektoren-Verkehrs durch sowjetische Behörden führten zu den Berlinkrisen: 

· Die 1. Berlinkrise wurde 1948/49 durch die sowjetische Reaktion auf die Währungsreform ausgelöst (Blockade Berlins durch Verkehrssperre und Einstellung aller Lieferungen, „Luftbrücke“, September 1948: Verlegung des Stadtparlaments nach West-Berlin, Bildung eines Ost-Magistrats, November 1948: Spaltung Berlins, Gründung der Freien Universität, Neuwahl eines West-Magistrats, Mai 1949: Aufhebung der Blockade, Versorgungs- und Verkehrsnetze blieben zerrissen);
· Oktober 1949: Ost-Berlin zur Hauptstadt der DDR, West-Berlin getrennt aufgebaut;
· 17. Juni 1953: Ostberliner Aufstand;
· 1954: Garantieerklärung der Westmächte für Westberlin;
· Die 2. Berlinkrise wurde im November 1958 durch das Chruschtschow-Ultimatum (auch Berlin-Ultimatum) ausgelöst (Drei-Staaten-Theorie, entmilitarisierte „Freistadt Westberlin“, Drohung mit der Übergabe der Zufahrtskontrollen an die DDR);
· Die 3. Berlinkrise provozierte DDR-Parteichef Walter Ulbricht zur Unterbindung der „Republikflucht“ (13. August 1961: Errichtung der Berliner Mauer, Verbot des Ostsektors für Westberliner, Zwangsräumung der Grenzzone, Schießbefehl);

· 1962: Auflösung der sowjetischen Kommandantur in Ostberlin;

· 1963: Das 1. Passierscheinabkommen für Westberliner, die ihre Ostverwandten besuchen wollten;
· 01. 06. 1967: Unruhen beim Schah-Besuch; bei Polizeieinsatz wurde der Student Benno Ohnesorg erschossen. Danach folgten bis 1968 Studentendemonstrationen und Auseinandersetzungen zwischen der APO (Außerparlamentarische Opposition) und dem Senat.
· März 1970 begannen die Viermächteverhandlungen auf Botschafterebene, die am 3. September 1971 zur Unterzeichnung des Berlin-Abkommens führten. Das Abkommen der vier Mächte trat am 3. Juni 1972 in Kraft (gültig bis 3. Oktober 1990) und war Voraussetzung für das Transitabkommen und den Grundlagenvertrag mit der DDR. 
· Juni/Juli 1974: Die DDR und die UdSSR protestierten gegen die Errichtung des Bundesweltamtes in West-Berlin. Die Westmächte wiesen die Proteste zurück. 
· April 1975: die Westmächte bekräftigten in einer Note an UNO die Viermächte-Gesamtverantwortung für Gesamt-Berlin, während die UdSSR im Mai 1975 behauptete, Ost-Berlin sei integrierter Bestandteil der DDR und nicht der Viermächte-Verantwortung unterstellt. Darauf verabschiedeten die westlichen Außenminister eine Berlin-Erklärung, auf die die UdSSR antwortete, der Viermächtestatus existiere nicht mehr. Der Berlin-Erklärung trat 1977 in London die BRD bei.
09. 11. 1989 fiel die Mauer zwischen West- und Ost-Berlin, am 22. 12. 1989 wurde das Brandenburger Tor für Fußgänger geöffnet. Ab 1990 wurde die Mauer abgerissen.

03. 10. 1990 wurde das Gesamt-Berlin ein Bundesland der BRD.
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